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3. Instanz
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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Neuruppin vom 27. Februar 2020 aufgehoben. 

Die Klage wird abgewiesen.
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AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im gesamten Verfahren nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist die HÃ¶he des Arbeitslosengeldes (Alg) vom 3.Â JuliÂ 2014 bis 31.
MÃ¤rzÂ 2015.

Â 

Der 1952 geborene KlÃ¤ger war vom 22. August 2011 an als Mechaniker bei einem
Transportunternehmen in der Schweiz (BÂ  AG) beschÃ¤ftigt. Im schriftlichen
Arbeitsvertrag war u.a. vereinbart, dass der Lohn bei Krankheit â��100Â % ab 1.
Tag wÃ¤hrend 2 Monaten, anschlieÃ�end 80Â % wÃ¤hrend 720 Tagenâ��
fortgezahlt werden sollte. Vom 2. bis zum 11.Â November 2011 war der KlÃ¤ger
unfallbedingt arbeitsunfÃ¤hig. Am 14. November 2011 erlitt er einen
Zusammenbruch und war seitdem krank geschrieben. Zum 31.Â DezemberÂ 2011
wurde dem KlÃ¤ger gekÃ¼ndigt; der Lohn wurde bis Ende Dezember 2011 gezahlt.
Hinsichtlich der bezogenen Arbeitsentgelte wird auf die
Arbeitgeberbescheinigungen Bezug genommen. Die Arbeitgeberin verwies den
KlÃ¤ger bezÃ¼glich der Lohnfortzahlung auf Krankentaggeldleistungen. Die
Krankentaggeldversicherung verweigerte indes unter Hinweis auf ihre Allgemeinen
Bedingungen die Erbringung von Leistungen an den KlÃ¤ger Ã¼ber den
3.Â JanuarÂ 2012 hinaus. Mit Urteil des Bezirksgerichts Dielsdorf
â��Â ArbeitsgerichtÂ â�� vom 6. Juni 2014, bestÃ¤tigt durch Urteil des Obergericht
des Kantons ZÃ¼rich vom 17. Dezember 2014, wurde die Arbeitgeberin des
KlÃ¤gers zur Zahlung von Schadenersatz in HÃ¶he von 12.202,60Â CHF fÃ¼r den
Zeitraum Januar bis MÃ¤rz 2012 mit der BegrÃ¼ndung verurteilt, sie sei ihrer
Verpflichtung zum Abschluss einer Krankentaggeldversicherung mit den
arbeitsvertraglich zugesicherten Leistungen nicht vollstÃ¤ndig nachgekommen,
weshalb sie wegen der Verletzung vertraglicher Pflichten die entsprechenden
Leistungen selbst zu erbringen habe. Bei dem von ihr geschuldeten Betrag handele
es sich nicht um sozialversicherungspflichtigen Lohn, sondern um den
Schadenersatz fÃ¼r die arbeitsvertraglich zugesicherte
Krankentaggeldversicherung. Im Versicherungsverlauf vom 28. Juni 2017
(U001-Bescheinigung) wurde dem KlÃ¤ger eine Krankheitszeit, die einer
Versicherungszeit gleichgestellt ist, fÃ¼r den Zeitraum vom 1.Â AprilÂ 2012 bis zum
5.Â Januar 2014 bescheinigt. Seit dem 1.Â AprilÂ 2015 bezieht der KlÃ¤ger
Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig Versicherte.
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Â 

Der KlÃ¤ger meldete sich zum 3.Â Juli 2014 arbeitslos, stellte sich dem Arbeitsmarkt
mit gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen zur VerfÃ¼gung und beantragte Alg.
Nachdem die Beklagte zunÃ¤chst den Antrag wegen fehlender ErfÃ¼llung der
Anwartschaftszeit und nachfolgende AntrÃ¤ge zur Ã�berprÃ¼fung dieser
Entscheidung abgelehnt hatte, bewilligte sie mit Bescheid vom 10. August 2017
unter Zugrundelegung eines fiktiven Arbeitsentgelts (QualifikationsgruppeÂ 3) Alg
fÃ¼r die Zeit vom 3. JuliÂ 2014 bis 31.Â MÃ¤rzÂ 2015 i.H.v. tgl. 29,48Â Euro
(Bemessungsentgelt tgl. 73,73 Euro). Im Verlauf des Widerspruchsverfahrens, in
dem der KlÃ¤ger unter anderem beanstandete, dass sein in Ausbildung befindliches
Kind bei der HÃ¶he der Bemessung des Alg nicht berÃ¼cksichtigt worden sei,
erging ein Ã�nderungsbescheid vom 12.Â OktoberÂ 2017 mit verÃ¤nderter
LeistungshÃ¶he (Alg i.H.v. tgl. 32,92 Euro â�� 67Â % des Leistungsentgelts). Soweit
der Widerspruch auf BerÃ¼cksichtigung eines hÃ¶heren Bemessungsentgelts
wegen nachtrÃ¤glich bezogener Entgelte aus dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in
der Schweiz gerichtet war, blieb er erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 13.
Oktober 2017).

Â 

Das Sozialgericht (SG) Neuruppin hat der auf GewÃ¤hrung von hÃ¶herem Alg unter
BerÃ¼cksichtigung des nachtrÃ¤glich bezogenen Entgelts aus dem Schweizer
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gerichteten Klage stattgegeben (Urteil vom
27.Â FebruarÂ 2020) und die Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom
10.Â JuliÂ 2017 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 12.Â OktoberÂ 2017
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.Â OktoberÂ 2017 verurteilt,
â��dem KlÃ¤ger hÃ¶heres Arbeitslosengeld unter BerÃ¼cksichtigung des
nachgezahlten Arbeitslohnes aus der Schweiz bei der Bemessung zu bewilligenâ��.
Zur BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt: Dem KlÃ¤ger stehe ein Anspruch auf hÃ¶heres
Alg im Streitzeitraum zu. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers sei nicht bereits zum
31. MÃ¤rz 2012 beendet worden, sondern â��Â nach unwiderruflicher
FreistellungÂ â�� aufgrund Lohnfortzahlung erst zum 5.Â Januar 2014. Der
Arbeitgeber sei aufgrund arbeitsgerichtlichen Urteils des Obergerichts des Kantons
ZÃ¼rich vom 17.Â DezemberÂ 2014 verpflichtet worden, bis zu diesem Zeitpunkt
den Arbeitslohn fortzuzahlen. Die bis zum Ende des ArbeitsverhÃ¤ltnisses zu
zahlende VergÃ¼tung sei bei der Festsetzung der HÃ¶he des Bemessungsentgeltes
zu berÃ¼cksichtigen.

Â 

Mit der Berufung vom 28.Â AprilÂ 2020 gegen das ihr am 30.Â MÃ¤rzÂ 2020
zugestellte Urteil trÃ¤gt die Beklagte vor: Den GrÃ¼nden des Urteils des
Bezirksgerichts Dielsdorf vom 6.Â JuniÂ 2014 sei entgegen der Auffassung des SG
nicht zu entnehmen, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers bis zum
5.Â JanuarÂ 2014 fortbestanden habe. Vielmehr sei im Urteil festgestellt worden,
dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers wirksam zum 31.Â DezemberÂ 2011
beendet worden sei. Die nachfolgende Leistungspflicht der Arbeitgeberin habe
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allein auf der vertraglich vereinbarten Lohnfortzahlungspflicht im Krankheitsfall
fÃ¼r 720 Tage beruht. Entsprechend habe die schweizerische Arbeitslosenkasse im
Versicherungsverlauf die Zeit vom 1.Â AprilÂ 2012 bis 5.Â JanuarÂ 2014 als
Krankheitszeit ausgewiesen. Da es sich bei den Zahlungen der Arbeitgeberin nicht
um Arbeitsentgelt gehandelt habe, scheide eine BerÃ¼cksichtigung bei der
Bemessung aus.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom 27. Februar 2020 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung im Ergebnis fÃ¼r zutreffend. Es sei
rechtlich unerheblich, wann sein ArbeitsverhÃ¤ltnis beendet gewesen sei. Im
schweizerischen Recht gebe es abweichend vom deutschen Recht die MÃ¶glichkeit,
eine Lohnfortzahlungspflicht Ã¼ber das Ende eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses hinaus zu
vereinbaren. So liege es hier. Die Arbeitgeberin des KlÃ¤gers sei rechtskrÃ¤ftig
verurteilt worden, Lohnfortzahlung bis zum 5.Â JanuarÂ 2014 zu leisten. Dem
KlÃ¤ger sei dementsprechend eine gleichgestellte Versicherungszeit bis 2014
bescheinigt worden. Anhand der geleisteten Zahlungen lasse sich das
Bemessungsentgelt zuverlÃ¤ssig ermitteln. Hilfsweise weise er darauf hin, dass die
Kostenentscheidung des Widerspruchsverfahrens nicht nachvollziehbar sei. Eine
Kostenerstattung sei nur im Umfang von 3Â % vorgesehen, obwohl der
Leistungsbetrag aufgrund des teilweise erfolgreichen Widerspruchs von 29,48 Euro
tgl. auf 32,92 Euro tgl. erhÃ¶ht worden sei.

Â 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf die zwischen ihnen
gewechselten SchriftsÃ¤tze, die Gerichtsakte sowie die Leistungsakte der Beklagten
verwiesen, die vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

Â 

                               4 / 9



 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf
hÃ¶heres Alg im Streitzeitraum vom 3.Â JuliÂ 2014 bis 31.Â MÃ¤rzÂ 2015 unter
BerÃ¼cksichtigung eines hÃ¶heren Bemessungsentgelts. Das angefochtene Urteil
des SG vom 27.Â FebruarÂ 2020 war aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Â 

Gegenstand des Berufungsverfahrens sind neben der angefochtenen Entscheidung
des SG die Alg-Bewilligungsbescheide vom 10.Â AugustÂ 2017 und
12.Â OktoberÂ 2017 (vgl. Â§Â 86 Sozialgerichtsgesetz ) in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.Â OktoberÂ 2017, mit denen die Beklagte Ã¼ber
die HÃ¶he des Alg in dem allein streitigen Zeitraum vom 3.Â JuliÂ 2014 bis
31.Â MÃ¤rzÂ 2015 entschieden hat. 

Â 

Die bei einem Streit um die HÃ¶he des Alg zu prÃ¼fenden Voraussetzungen eines
Anspruchs des KlÃ¤gers dem Grunde nach (vgl. Â§Â 137 AbsatzÂ 1 SGB III) lagen im
streitigen Zeitraum vor. Der KlÃ¤ger hat sich mit Wirkung zum 3.Â Juli 2014
persÃ¶nlich arbeitslos gemeldet (Â§Â 137 AbsatzÂ 1 Nr.Â 2 SGBÂ III i.V.m. Â§Â 141
SGB III: sÃ¤mtliche Vorschriften jeweils in den ab 1. April 2012 geltenden
Normfassungen des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen am
Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011, BGBl I 2854) und damit den Eintritt des in
der Arbeitslosenversicherung gedeckten Risikos der Arbeitslosigkeit angezeigt. Er
hat sich trotz gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen im Rahmen seines
LeistungsvermÃ¶gens der Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung gestellt, sodass
davon auszugehen ist, dass er arbeitslos war (Â§Â 137 AbsatzÂ 1 Nr.Â 1 SGB III,
Â§Â 138 AbsatzÂ 1 SGB III). Auch hat er die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt. Die
Anwartschaftszeit hat erfÃ¼llt, wer innerhalb der zweijÃ¤hrigen Rahmenfrist
mindestens zwÃ¶lf Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden hat
(Â§Â§Â 142 AbsatzÂ 1 S.Â 1, 143 SGB III). Unter BerÃ¼cksichtigung der Vorschriften
der VO (EG) 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und
â��Â daraus folgendÂ â�� unter Einbeziehung der nach schweizerischen
Rechtsvorschriften zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten hat der KlÃ¤ger innerhalb der
Rahmenfrist von zwei Jahren beginnend mit dem Tag vor der ErfÃ¼llung aller
sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg, d.h. im Zeitraum vom
3.Â JuliÂ 2012 bis 2.Â Juli 2014, zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden (vgl. Â§Â 142 AbsatzÂ 1 SGB III, Â§Â 143
AbsatzÂ 1 SGB III). Die BerÃ¼cksichtigung der Regelungen der VO (EG) 883/2004
und damit auch derjenigen des ArtikelÂ 61 AbsatzÂ 1 VO (EG) 883/2004 zur
Zusammenrechnung von Versicherungszeiten, BeschÃ¤ftigungszeiten und Zeiten
einer selbstÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit bei Sachverhalten in mehreren
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Mitgliedstaaten durch den zustÃ¤ndigen Wohnsitzmitgliedstaat, also Deutschland,
folgt aus dem Abkommen zwischen der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits
Ã¼ber die FreizÃ¼gigkeit (ABl. 2002, LÂ 114 S.Â 6; im Folgenden: FZA), das am 21.
Juni 1999 in Luxemburg unterzeichnet und durch Gesetz vom 2. September 2001
(BGBl II 2001, 810) ratifiziert wurde. Es ist insoweit am 1.Â Juni 2002 in Kraft
getreten (BGBl II 2002, 1692). Zur Koordinierung der Systeme der Sozialen
Sicherheit, insbesondere zur Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften
und zur Zahlung der Leistungen an Personen, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet
der Vertragsstaaten haben, verweist ArtikelÂ 8 FZA auf den AnhangÂ II dieses
Abkommens in der Fassung durch den Beschluss Nr.Â 1/2012 des im Rahmen des
FZA eingesetzten Gemischten Ausschusses vom 31. MÃ¤rz 2012 (ABl 2012, LÂ 103
S.Â 51) und damit die Anwendbarkeit der VO (EG) 883/2004 (vgl.Â EuropÃ¤ischer
Gerichtshof , Urteil vom 21. MÃ¤rz 2018 â�� C-551/16 , juris Rn.Â 28; EuGH, Urteil
vom 23. Januar 2020 â�� C-29/19 -, juris Rn.Â 23; vgl. zum Ganzen auch BSG, Urteil
vom 17. September 2020 â�� B 11 AL 1/20 R = SozR 4-6065 Art. 62 Nr.Â 2 â�� Rn
15). Dass der KlÃ¤ger in der Schweiz von der Beklagten zu berÃ¼cksichtigende
Zeiten zurÃ¼ckgelegt hat, ergibt sich aus der Bescheinigung U001 der
schweizerischen BehÃ¶rde, die die in der Schweiz vom 1.Â AprilÂ 2012 bis zum
5.Â JanuarÂ 2014 zurÃ¼ckgelegten Zeiten als â��Krankheitszeit, die einer
Versicherungszeit gleichgestellt istâ��, ausweist. Nach der Rechtsprechung des
EuGH sind die Beklagte und das Gericht an den Inhalt der Bescheinigung gebunden,
solange die Bescheinigung â��Â wie hierÂ â�� nicht zurÃ¼ckgezogen oder fÃ¼r
ungÃ¼ltig erklÃ¤rt worden ist (EuGH, Urteil vom 11. November 2004 â�� C-372/02
-, juris Rn. 36; vgl. auch BSG, Urteile vom 26.Â Februar 2019
â��Â BÂ 11Â ALÂ 15/18Â RÂ -, juris Rn.Â 19, vom 23. Oktober 2018
â��Â BÂ 11Â ALÂ 20/17 R -, juris Rn. 26 und vom 17. MÃ¤rz 2015 â�� 
BÂ 11Â ALÂ 12/14Â R -, juris Rn. 18). Die Anwartschaftszeit und damit insgesamt die
Voraussetzungen eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld sind erfÃ¼llt.

Â 

Die Bemessung des Alg richtet sich nach Â§Â 149 AbsatzÂ 1 Nr.Â 1 SGB III (in der ab
1. Januar 2013 geltenden Fassung des Gesetzes zur Neuordnung der
Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeister und zur Ã�nderung anderer
Gesetze vom 5. Dezember 2012, BGBl I 2467), wonach das Alg fÃ¼r Arbeitslose, die
â��Â wie der KlÃ¤gerÂ â�� mindestens ein Kind im Sinne des Â§ 32 Abs. 1, 3 bis 5
des EinkommensteuergesetzesÂ  haben, 67 Prozent (erhÃ¶hter Leistungssatz) des
pauschalierten Nettoentgelts (Leistungsentgelt) betrÃ¤gt, das sich aus dem
Bruttoentgelt ergibt, das die oder der Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt
hat (Bemessungsentgelt). Bemessungsentgelt ist das durchschnittlich auf den Tag
entfallende beitragspflichtige Arbeitsentgelt, das die oder der Arbeitslose im
Bemessungszeitraum erzielt hat (Â§Â 151 AbsatzÂ 1 Satz 1 SGBÂ III in der ab 1.
April 2012 geltenden Fassung des Gesetzes zur Verbesserung der
Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011, BGBl I 2854).
GemÃ¤Ã� Â§ 150 AbsatzÂ 1 Satz 1 SGB III umfasst der Bemessungszeitraum die
beim Ausscheiden aus dem jeweiligen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis abgerechneten
EntgeltzeitrÃ¤ume der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen im
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Bemessungsrahmen. Der Bemessungsrahmen umfasst ein Jahr; er endet mit dem
letzten Tag des letzten VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses vor der Entstehung des
Anspruchs (Â§ 150 Absatz 1 Satz 2 SGB III). Der Bemessungsrahmen wird auf zwei
Jahre erweitert, wenn der Bemessungszeitraum weniger als 150 Tage mit Anspruch
auf Arbeitsentgelt enthÃ¤lt (Â§Â 150 AbsatzÂ 3 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGB III). Kann ein
Bemessungszeitraum von mindestens 150 Tagen mit Anspruch auf Arbeitsentgelt
innerhalb des auf zwei Jahre erweiterten Bemessungsrahmens nicht festgestellt
werden, ist als Bemessungsentgelt ein fiktives Arbeitsentgelt zugrunde zu legen
(Â§Â 152 AbsatzÂ 1 Satz 1 SGB III).

Â 

In Anwendung der genannten Bestimmungen hat die Beklagte zunÃ¤chst zutreffend
einen erweiterten Bemessungsrahmen zugrunde gelegt, da sich im einjÃ¤hrigen
Bemessungsrahmen vom 6.Â JanuarÂ 2013 bis 5.Â JanuarÂ 2014 kein
Bemessungszeitraum i.S.v. Â§ 150 Absatz 1 Satz 1 SGB III feststellen lÃ¤sst, weil er
weniger als 150 Tage mit Anspruch auf Arbeitsentgelt enthÃ¤lt (Â§ 150 Absatz 3
Satz 1 Nr. 1 SGB III); denn eine BeschÃ¤ftigung mit Anspruch auf Arbeitsentgelt lag
nur vom 22.Â AugustÂ 2011 bis 31.Â Dezember 2011 vor. Die Auffassung des SG,
das seit dem 22.Â AugustÂ 2011 bei der B AG bestehende ArbeitsverhÃ¤ltnis habe
bis zum 5.Â JanuarÂ 2014 mit Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbestanden, vermag
der Senat nicht nachzuvollziehen. Sie findet â��Â anders, als offenbar vom SG
angenommenÂ â�� in den GrÃ¼nden des Urteils des Bezirksgerichts Dielsdorf vom
6. Juni 2014 keine StÃ¼tze. Vielmehr ist in dieser Entscheidung (bestÃ¤tigt durch
das Urteil des Obergerichts des Kantons ZÃ¼rich vom 17. Dezember 2014, dort
Seite 4 â�� II.1 â��) festgestellt worden, dass das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers
wirksam zum 31.Â Dezember 2011 beendet worden ist. Die nachfolgende
Leistungspflicht der Arbeitgeberin beruhte allein auf der vertraglich vereinbarten
Lohnfortzahlungspflicht im Krankheitsfall fÃ¼r 720 Tage, die dazu fÃ¼hrte, dass die
Arbeitgeberin mangels Einbeziehung des KlÃ¤gers in eine
Krankentaggeldversicherung mit den arbeitsvertraglich zugesicherten Leistungen
Schadenersatz zahlen musste. Entsprechend hat die schweizerische
Arbeitslosenkasse im Versicherungsverlauf die Zeit vom 1. April 2012 bis 5. Januar
2014 als Krankheitszeit ausgewiesen.

Â 

Der KlÃ¤ger hat von seiner ehemaligen Arbeitgeberin auch kein Arbeitsentgelt,
sondern Schadenersatz erhalten. Nach der Legaldefinition des Â§Â 24 Absatz 1 SGB
III stehen Personen in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis, die als BeschÃ¤ftigte
oder aus sonstigen GrÃ¼nden versicherungspflichtig sind. Nach Â§Â 25 Absatz 1
Satz 1 SGB III sind versicherungspflichtig Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder
zu ihrer Berufsausbildung beschÃ¤ftigt (versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung)
sind. Als Arbeitsentgelt gelten nach der allgemeinen Regelung des Â§Â 14
AbsatzÂ 1 SatzÂ 1 Sozialgesetzbuch â��Â Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die
SozialversicherungÂ â�� (SGB IV) alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus
einer BeschÃ¤ftigung, gleichgÃ¼ltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen
besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und
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ob sie unmittelbar aus der BeschÃ¤ftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt
werden. Einnahmen aus der BeschÃ¤ftigung sind solche, die dem Arbeitnehmer im
ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit der BeschÃ¤ftigung zuflieÃ�en
(Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 12. November 2019 â�� L
13 AL 2184/17 â��, juris Rn. 24 m.w.N.). Erforderlich ist insoweit ein unmittelbarer
Zusammenhang, wie er aus dem GegenseitigkeitsverhÃ¤ltnis von Arbeit und
Entlohnung folgt, oder ein zumindest mittelbarer (innerer, sachlicher)
Zusammenhang mit der BeschÃ¤ftigung (BSG, Urteil vom 29. Januar 2004
â��Â BÂ 4Â RAÂ 19/03 R -, juris). FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zur
BeschÃ¤ftigung genÃ¼gt es, dass die Zuwendung wesentlich von dem Ziel
mitbestimmt wird, den Arbeitnehmern eine (zusÃ¤tzliche) VergÃ¼tung fÃ¼r die
Arbeit zu verschaffen (vgl. BSG, Urteil vom 26. Oktober 1988 â�� 12 RK 18/87 â�� 
SozR 2100 Â§ 14 Nr. 19 -, juris). Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben ist der vom KlÃ¤ger zum
Ausgleich fÃ¼r das entgangene Krankentaggeld bezogene Schadenersatz kein
Arbeitsentgelt i.S.d. Â§ 14 Absatz 1 SatzÂ 1 SGB IV, da dieser vom Bestand des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses nicht abhÃ¤ngig war. Weil es im Schweizer Recht keine
Koordination der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und einer KÃ¼ndigung des
zugrundeliegenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses gibt, muss die jeweilige Norm, die Inhalt
des Arbeitsvertrages wurde, ausgelegt werden, um zu ermitteln, ob die Leistung
vom Bestand des ArbeitsverhÃ¤ltnisses abhÃ¤ngt oder auch darÃ¼ber hinaus nach
dem Wirksamwerden einer KÃ¼ndigung weiter zu bezahlen ist (Schweizerisches
Bundesgericht [BGer], Urteil vom 10. Januar 2007 â�� 4C.315/2006, Nr. 3.1,
www.bger.ch). Sieht der Arbeitsvertrag ohne Vorbehalt langfristige
Versicherungsleistungen vor, ist in der Regel davon auszugehen, dass diese nach
dem Willen der Parteien das Vertragsende Ã¼berdauern sollen. So liegt es hier: Wie
das Bezirksgericht Dielsdorf im Urteil vom 6. Juni 2014 im Rahmen der Auslegung
des Arbeitsvertrages zwischen dem KlÃ¤ger und seiner ehemaligen Arbeitgeberin
festgestellt hat, sollte der KlÃ¤ger in eine Krankentaggeldversicherung mit
eingeschlossen werden, die die gesetzliche Lohnfortzahlungspflicht Ã¼bersteigende
â��Â und damit auch Ã¼berdauerndeÂ â�� Leistungen beinhaltete. Ein
ausreichender Bezug des mit dem Schadenersatz kompensierten Ausfalls der
Krankentaggeldzahlungen zu einer tatsÃ¤chlich geleisteten Arbeit bestand nicht,
sodass auch keine mittelbare VerknÃ¼pfung mehr angenommen werden kann (vgl.
LSG Baden-WÃ¼rttemberg im o.a. Urteil vom 12. November 2019, juris Rn. 26).
Folgerichtig hat das Bezirksgericht Dielsdorf im Urteil vom 6. Juni 2014 festgestellt,
dass es sich bei dem Schadenersatz nicht um sozialversicherungspflichtigen Lohn
handelte.

Â 

War nach alledem der Bemessungsrahmen in Anwendung von Â§Â 150 AbsatzÂ 3
SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGB III auf zwei Jahre zu erweitern, bestand auch innerhalb des
zweijÃ¤hrigen Bemessungsrahmens vom 6.Â JanuarÂ 2012 bis 5.Â JanuarÂ 2014
kein ArbeitsverhÃ¤ltnis mit Anspruch auf Arbeitsentgelt in einem Umfang von
Ã¼ber 150 Tagen, so dass von der Beklagten eine fiktive Bemessung des Alg nach
den Qualifikationsstufen des Â§Â 152 AbsatzÂ 1 SGB III vorzunehmen war. Hierbei
sind Fehler nicht ersichtlich. Anhaltspunkte, dass der KlÃ¤ger in eine hÃ¶here Stufe
als diejenige der QualifikationsgruppeÂ 3 einzugruppieren gewesen wÃ¤re, sind
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weder dargetan noch ersichtlich. Wegen der Einzelheiten der Berechnung unter
Zugrundelegung des fiktiven Einkommens wird auf die AusfÃ¼hrungen in dem
angefochtenen Ã�nderungsbescheid vom 12. Oktober 2017 verwiesen, die
â��Â auch im Hinblick auf die nunmehr erfolgte BerÃ¼cksichtigung des Kindes des
KlÃ¤gers im Sinne des Â§ 32 Abs. 1, 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes bei der
HÃ¶he des Alg (erhÃ¶hter Leistungssatz)Â â�� nicht zu beanstanden sind.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§Â 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Â 

Â 

Erstellt am: 06.07.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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